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Mathias von Gersdorff: 
Queere Schulpolitik –  

Gender-Manipulation unserer Kinder 

Mathias von Gersdorff, er-
folgreicher Unternehmer, 

hat es sich mit seiner „Aktion 
Kinder in Gefahr“ seit 1993 zur 
Aufgabe gemacht, die Öffentlich-
keit über Pornographie, Gewalt-
verherrlichung und Gender an den 
Schulen aufzuklären und vor den 
Gefahren zu warnen. Gleichzeitig 
wird Eltern Hilfestellung und Rat 
angeboten, um sich im Interesse 
ihrer Kinder dagegen zu wehren. 
Gersdorff hat zu diesem The-
menfeld bereits mehrere Bücher 
veröffentlicht.

Das neueste, erschienen im 
März 2023, greift die aktu-

ellsten Entwicklungen im Bereich 
der so genannten „Queeren Schul-
politik“, d.h. die Einführung und 
Durchsetzung des Transgende-
rismus im Unterricht, auf. Dabei 
ist diese Publikation nicht nur als 
Aufklärungsschrift konzipiert, 
welche Inhalte die geltenden 
Gender-Lehrpläne in Deutschland 
haben, sondern dient auch als 
Ratgeber, welche Rechte Eltern 
in diesem Zusammenhang haben 
und wie sie diese wahrnehmen 
können.

Das 102-Seiten-Buch beginnt 
nach einer kurzen Darstel-

lung der „Gender-Revolution“ mit 
der  zunehmenden Indoktrinie-
rung der Kinder an den Schulen. 
Gender und Transgenderismus 
seien, so Gersdorff, der Versuch, 
die natürlichen Grundlagen des 
menschlichen Wesens auszuschal-
ten und durch eine wahrheits- und 
wirklichkeitsfeindliche Ideologie 
zu ersetzen. Sie stelle die Fort-
setzung der ins Extremistische 
gesteigerten marxistischen Frank-
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furter Denkschule dar, die heute 
sogar biologische Tatsachen leug-
ne und den täglichen Geschlechts-
wechsel als „Abstimmung mit den 
Füßen“ propagiere.

Diese Ideologie, welche teil-
weise pseudoreligiöse Züge 

angenommen habe, sei nichts 
anderes als eine linke politi-
sche Kampfmethode, welche der 
Durchsetzung von Macht diene, 
und zwar in totalitaristischem 
Sinne.

Der Gender-Angriff auf die 
Kinder in den Schulen ziele 

dementsprechend darauf ab, die 
natürliche Persönlichkeitsent-
wicklung der Heranwachsen-
den zu zerstören, sie von allen 
verlässlichen Fundamenten wie 
Religion, Familie, Volk und Staat 
abzutrennen und so als willenlose 
Wesen beliebig manipulierbar zu 
machen und politisch zu instru-
mentalisieren.

Gersdorff lässt dann eine Kritik 
des neuen „Selbstbestim-

mungsgesetzes“ folgen, welches 
der politischen Durchsetzung 
der Gender-Revolution auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen dienen 
soll. Als besonders gefährlich 
sieht der Autor die Regelung an, 
Kindern bereits ab 14 Jahren die 
Geschlechtsumwandlung auch 
ohne Einverständnis der Eltern zu 
erlauben, dies gegen den Einwand 
zahlreicher Experten. Gersdorff 

beklagt außerdem die Versuche 
seitens der Politik, jede kritische 
Diskussion über das Gesetz zu 
unterdrücken.

Nach Gersdorff ist der Trans-
genderismus erst der An-

fang einer völligen Auflösung 
der Sexualmoral und Zerstörung 
aller diesbezüglichen Werte und 
Normen. Bereits vorbereitet wer-
de die Polygamie, die nächsten 
Schritte seien die völlige Freigabe 
von Pädophilie und aller Arten 
von Perversionen, einschließlich 
der Sodomie, die dann auch noch 
gesetzlich geschützt würden. 
Kritiker und Andersdenkende 
würden gleichzeitig verfolgt und 
kriminalisiert.

Im Folgenden erläutert der Autor 
den rechtlichen Rahmen der 

schulischen Sexualerziehung. 
Er stellt klar, dass aufgrund der 
Verfassung und höchtrichterli-
cher Urteile die Eltern das Recht 
haben, Inhalt und Ziele der Se-
xualerziehung ihrer Kinder zu 
bestimmen. Kommt es zu einem 
Konflikt mit dem Staat, so haben 
die Eltern Vorrang. Zwar darf der 
Staat Sexualkunde unterrichten 
und zur Teilnahme verpflichten, 
doch muss es sich um Wissensver-
mittlung handeln und darf nicht 
politisch-ideologisch indoktrinie-
ren. Leider, so Gersdorff, würden 
viele Eltern ihre diesbezügli-
chen Rechte nicht kennen oder 
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seien desinteressiert. Er fordert 
verstärkte Aufklärung über die 
Elternrechte und empfiehlt betrof-
fenen Eltern, sich zusammenzu-
schließen und ggf. den Rechtsweg 
zu beschreiten.  

Nach einem Überblick über 
aktuelle Programme zur 

Durchsetzung der Gender-Ideo-
logie in verschiedenen Bundes-
ländern, in denen der totalitäre 
Ansatz der ideologischen Indok-
trination und Bevormundung 
besonders deutlich wird, widmet 
sich Gersdorff der Notwendigkeit 
des Kampfes gegen die Gender-
Revolution an den Schulen.

Dabei geht es vor allem um die 
Zurückweisung der falschen, 

weil widernatürlichen These von 
der „sozialen Konstruktion“ der 
Geschlechter und der Existenz 
einer praktisch grenzen- und 
zahllosen Geschlechtlichkeit, ei-
ner Ideologie, die als politisches 
Machtinstrument eingesetzt wer-
den soll. Gersdorff konstatiert in 
diesem Zusammenhang einen 
zunehmenden Widerstand in den 
Ländern Europas und den USA. 
Ein Widerstand, der vor allem von 
konservativen Kreisen der christ-
lichen Kirchen getragen wird.  

Im Zentrum des Widerstandes 
stehen dabei: Beharren auf dem 

Elternrecht auf Erziehung, Vertei-
digung der traditionellen Familie 
und Ehe, Bekanntmachung und 

Bekämpfung der Gender-imma-
nenten Pädophilie, Forderung 
nach Abschaffung des Sexual-
kundeunterrichtes als Pflichtfach 
sowie nach einer umfassenden 
Reform der Unterrichtspläne im 
Sinne des Elternrechtes.

Der Autor bringt dann Beispie-
le erfolgreichen Widerstan-

des gegen gender-revolutionäre 
Indoktrination an Schulen durch 
Elterninitiativen und kritische 
Pädagogen: Der „Bildungsplan 
2015“ in Baden-Württemberg, 
der trotz massiver Hetze seitens 
der linken Politik und der Medi-
en gegen die Proteste verhindert 
werden konnte; die massiven 
Proteste gegen den ausgerechnet 
von einem CDU-Kultusminister 
implementierten radikalen Gen-
der-Lehrplan in Hessen im Jahre 
2017 von Seiten der Eltern, aber 
auch zahlreicher Pädagogen, der 
CDU-Basis und konservativer 
Kirchenvertreter; Entschärfung 
der „Richtlinien für die Famili-
en- und Sexualerziehung“ in den 
bayerischen Schulen 2016 nach 
vehementen Protesten sowie wei-
tere Beispiele erfolgreicher Pro-
teste in anderen Bundesländern.

Das Buch schließt mit Hinwei-
sen an die Eltern, wie sie sich 

gegen die Gender-Indoktrination 
ihrer Kinder in der Schule weh-
ren können. Gersdorff empfiehlt 
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Eltern zunächst, sich mit den 
ideologischen Grundlagen des 
Genderismus zu befassen, um 
zu wissenschaftlich fundierten 
Gegenargumenten zu kommen. 
Dies betrifft vor allem die tat-
sachenwidrige Behauptung, die 
beiden Geschlechter Mann und 
Frau seien in der menschlichen 
Natur nicht prädisponiert, son-
dern gesellschaftlich konstruiert. 
Dann sollten sich Eltern über ihre 
Rechte gegenüber den Schulen 
informieren. Die Rechtsprechung 
bestätigt nämlich, dass das Erzie-
hungsrecht der Eltern grundsätz-
lich über dem des Staates steht. 
Schulen haben sich bezüglich des 
Sexualkundeunterrichtes mit den 
Eltern abzustimmen. Schließlich 
empfiehlt Mathias von Gersdorff 
den Eltern, sich in Netzwerken zu 

organisieren. Die „Aktion Kinder 
in Gefahr“ bietet hierzu umfang-
reiche Hilfestellung in Form von 
reichhaltigen Materialien unter 
https://www.aktion-kig.eu.

Das Buch „Queere Schulpolitik“ 
von Mathias von Gersdorff ist als 
Praxisratgeber dringend allen El-
tern zu empfehlen, die ihre Kinder 
vor der Indoktrination mit einer 
für ihre Persönlichkeitsentwick-
lung hochgefährlichen Ideologie 
schützen wollen.

Herausgegeben von: 
Aktion Kinder in Gefahr e.V., 
Frankfurt/M., 2023. 102 S., 
€ 10.-.

Stephan Ehmke

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Alternativlosigkeit  
als Herrschaftsmethode

Der Begriff „Postdemokratie“ 
ist maßgebend vom briti-

schen Politologen Colin Crouch 
geprägt. Demokratie erscheint 
danach als Fassade mit Instituti-
onen, die für Demokratie stehen. 
Diese haben jedoch nicht die 
Bedeutung und entfalten nicht die 
Wirkung, wie man dies üblicher-
weise mit Demokratie verbindet. 
Die essayistisch verfasste Schrift 
legt anhand zahlreicher Beispiele 
dar, dass insbesondere in der 
BRD mit Ausblicken auf Öster-
reich diese Mechanismen einer 
Postdemokratie wirksam sind. 
Hauptlegitimation der politischen 
Machtausübung besteht dann 
nicht mehr in der Berufung auf 
die Volkssouveränität, sondern es 
wird Alternativlosigkeit behaup-
tet. Ergebnisoffene Debatten als 
Voraussetzung einer ausgewo-
genen Entscheidungsfindung im 
Interesse des Allgemeinwohles 
gibt es nicht mehr. Vielmehr wer-
den Machtpositionen nach einer 
Freund-Feind-Kategorisierung 
umgesetzt. Wenn es keine Alterna-
tive mehr gibt, dann wird jemand, 
die diese zu zentralen Fragen wie 
etwa bei der Pandemiebekämp-
fung oder bei der Verhinderung 
der illegalen Masseneinwande-

rung doch zu haben meint, amtlich 
zum Feind. In der BRD wird dabei 
ein Anhänger einer politischen 
Alternative, die es jedoch nach 
den Prämissen der Postdemo-
kratie eigentlich gar nicht geben 
kann, zum „Verfassungsfeind“, 
eine amtliche Feinderklärung, 
die sich nur gegen oppositionelle 
Auffassungen richtet. Die Feind-
bestimmung, die sich angesichts 
der etablierten Linksideologie, die 
auch die selbsterklärte Mitte teilt 
- so serviert Mark Zuckerberg die 
üblichen sozialistisch-utopischen 
Klischees nunmehr als American 
Dream – nur gegen rechts richtet, 
arbeitet dann mit einer hochmo-
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ralisierenden „Vergangenheits-
bewältigung“, um damit durch 
Nazifizieren politischer Oppositi-
on diese auszuschalten. Die Primi-
tivität dieser Vorgehensmethodik 
kann man daran erkennen, dass 
man dann vergleichbar alle poli-
tisch linken Anliegen und damit 
auch der „Mitte“ mit den Stali-
nistischen Säuberungsaktionen in 
Verbindung bringen müsste.

Die Mechanismen der Durch-
setzung dieser Alternativlo-

sigkeit lassen sich auf den Partei-

enstaat zurückführen, der von dem 
verfassungsrechtlich vorgesehe-
nen freien Abgeordneten wenig 
übriglässt, sondern aus diesem 
einen Parteisoldaten macht. Und 
durch „eingebundene Medien“, 
wofür natürlich vor allem das 
staatsfinanzierte Rundfunksystem 
zählt. Dazu kommt die berüchtig-
te „Zivilgesellschaft“, die dann 
großes Verständnis für gewaltsam 
gegen rechts gerichtete Antifa-
Methoden aufbringt. Dies trägt 
dann insgesamt zur Erosion des 
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Rechtsstaats bei. Letzteres geht 
dann sogar bis zu Versuchen der 
Wahlfälschung.

Die Antwort auf die nahelie-
gende Frage, wie es zu dieser 

Postdemokratie kommen konnte, 
ist eher angedeutet. Wahrschein-
lich kann es Demokratie, so wie 
dies als Ideal propagiert wird, 
gar nicht geben, wenngleich man 
in Schönwetterzeiten eine allzu 
offene Abweichung der Realität 
vom Selbstverständnis vermeiden 
kann. Die moderne Demokratie – 
so die Erklärung des Rezensenten 
-, die die antiken Griechen wohl 
von vornherein nicht als Demo-
kratie ansehen würden, ist ur-
sprünglich, wofür Cromwell und 
natürlich die Französische Revo-
lution genannt werden müssen, 
eher in Form dessen in Erschei-
nung getreten, was Talmon als 
„totalitäre Demokratie“ eingestuft 
hat. Was sich dann zur „libera-
len Demokratie“ entwickelt hat, 
ist Folge eines Kompromisses 
mit dieser Demokratiekonzepti-

on teilweise entgegengesetzten 
Ansätzen von Liberalismus und 
Konservativismus. Vor allem das 
mit Grundrechten verbundene 
Recht auf politische Opposition 
hat dann Demokratie seit Ende 
des 19. Jahrhunderts zu einem 
wünschenswerten Konzept wer-
den lassen. Dementsprechend 
droht der Totalitarismus, wenn 
durch Alternativlosigkeit Oppo-
sition ausgeschaltet werden soll 
und zwar selbst dann, wenn die 
dabei angewandten Methoden als 
„sanft“ erscheinen. Dem Verfasser 
ist daher zuzustimmen, wenn er 
annimmt, dass durch die von ihm 
aufgezeigten postdemokratischen 
Methoden die Demokratie in den 
Totalitarismus rutscht. 

Josef Schüßlburner            

Günter Scholdt, Reden wir über 
Postdemokratie. Politikon Nr. 5
Freilich Verlag: Graz 2022, 
17,90 €
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Politisch wirklich relevante 
Vorgänge wie die Abschaffung 

der DM, Aussetzung der Wehr-
pflicht, Masseneinwanderung etc. 
erfolgten eher ohne Wählervo-
tum, so dass der Verdacht einer 
„Scheindemokratie“ irgendwie 
naheliegt. Diese ist Ergebnis des 
Parteienstaats mit dem bei ihm 
wirksamen „ehernen Gesetz der 
Oligarchie“. Die Wirkungsweise 
dieses von R. Michels gefundenen 
„Gesetzes“ wird in den in Form 
einer Art Tagesbuch geführten 
Aufzeichnungen des ehemaligen 
AfD-Bundestagsabgeordneten 
und Parlamentarischen Geschäfts-
führers eindrucksvoll belegt.

Hoher Finanzbedarf
bei den Parteien

Dabei liegt der Schwerpunkt 
der Darlegung bei der dro-

henden Außensteuerung, bedingt 
durch den Finanzbedarf von Par-
teien zur Abdeckung der Kosten 
des politischen Prozesses. Selbst 
wenn man die Schlussfolgerungen 
des Verfassers skeptisch einstuft, 
so ist das Buch sehr erkenntnis-
fördernd hinsichtlich der Mecha-
nismen des Oligarchisierungs-
prozesses, der das Versprechen 
der Demokratie ersichtlich unter-

miniert. Dem Verfasser werden 
sicherlich „Verschwörungstheo-
rien“ zum Vorwurf gemacht, nur 
müsste dann dieser Vorwurf auch 
gegen etablierte Medien wie die 
ARD erhoben werden, die etwa 
dem auch im Buch prominent 
behandelten Tom Rohrböck zum 
„rechten Phantom“ - geheimen 
Strippenzieher eines AfD-Netz-
werkes - aufgebaut haben, der den 
Finanzbedarf der AfD geheimnis-
voll - vom „Brauen Kapitalmarkt“ 
titelte Die Zeit - mit abdecken 
und dabei diese Partei manipu-
lieren soll. In der Tat liegt hier 
die Gefahr der Außensteuerung 
einer Partei dargestellt, die der 

Die drohende
Außensteuerung
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Verfasser von bestimmten Inter-
essengruppen ausgehen sieht, die 
dabei eine entscheidende Macht-
konstellation etablieren.

Der Verfasser versuchte, den 
Oligarchisierungsmechanis-

men und damit der möglichen 
Außensteuerung seiner Partei 
durch eine parteiinterne Abstim-
mung über Mitgliederparteitage 
entgegenzutreten, was jedoch am 
etwas zweifelhaft erscheinenden 
Abstimmungsverfahren geschei-
tert ist.

Hilfestellung vom Grundgesetz 
als idealistische Vorstellung

Daran knüpfen weitere For-
derungen des Verfassers an, 

die sicherlich eine Würdigung 
verdienen, wenngleich er zu ide-
alistische Vorstellungen haben 
dürfte und sich dabei auch eher 
unberechtigt vom Grundgesetz 
Hilfestellung erhofft. Bei diesem 
muss man in der Tat - da liegen 
die vom Verfasser kritisierten 
Staatsrechtlicher leider richtig - 
eher von einem Plebiszitverbot 
ausgehen als von der Verheißung 
von Volksabstimmungen. Nach 
Michels ist zentrales Element 
gegen die Oligarchisierung, dass 
neue Parteien auftreten, die den 
politischen Wettbewerb erhöhen 

und so wieder die versprochene 
Demokratie aus dem „Schein“ 
heraustreten lassen. Allerdings 
wird gerade in der BRD der Wett-
bewerbsmechanismus im Unter-
schied zu normalen Demokratien 
in einer besonderen Weise be-
hindert: Stichwort „Verfassungs-
schutz“! Diesbezüglich hat der 
Verfasser nachvollziehbar eine ak-
tive politische Alternativposition 
für die AfD formuliert, die jedoch 
bei deren Bundestagsfraktion 
keine Mehrheit fand und von der 
Parteiführung unter dem ebenfalls 
luzide behandelten Meuthen von 
vorherein abgelehnt wurde. Hier-
bei stellt sich dann die Frage über 
das Warum des Scheiterns einer 
sinnvollen VS-Strategie für die 
zu Lasten des Demokratieprinzips 
massiv diskriminierten Partei: 
Wegen völliger Fehleinschätzung 
der BRD-Rechtslage oder doch 
aufgrund von Außersteuerung, 
die der parteistrukturelle Oligar-
chiesierungsprozess ermöglicht?        

Josef Schüßlburner

 

Hansjörg Müller,  Scheindemo-
kratie, 422 Seiten, 28,90 €,  An-
derwelt Verlag; November 2022
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Ein falsches Wort - 
Ein Spiegel-Autor sorgt sich um den  

demokratischen Diskurs

Wenn von unerwarteter Seite 
ein kritisches Buch zu be-

denklichen Erscheinungen in un-
seren westlichen Gesellschaften 
zur rechten Zeit erscheint, sollte 
man das mit gesteigertem Inte-
resse zur Kenntnis nehmen und 
das Werk zur Lektüre empfehlen.

Der Spiegel? Nein, lieber die 
„Weltwoche“ aus der Schweiz!

Von unerwarteter Seite? Ja, 
gemeint ist nämlich die Neu-

erscheinung von René Pfister, seit 
2019 Büroleiter des „Spiegel“ in 
Washington. „Unerwartet“ des-
wegen, weil die Spiegel-Zeiten 
eines Rudolf Augstein mit seinem 
Credo vom „Sturmgeschütz der 
Demokratie“ in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten doch sehr einer 
gleichförmigen Berichterstattung 
gewichen sind, die den früher aus-
geprägteren journalistischen „Biss 
nach allen Seiten“ bis zur Un-
kenntlichkeit geschmälert haben. 
Die Hamburger Magazinmacher 
sind tendenziöser und damit auch 
langweiliger geworden! Kein 
Wunder, dass die Auflage sinkt. 
Die „Weltwoche“ aus der neutra-
len Schweiz ist da z.B. inzwischen 

längst der „Regenbogen-Redakti-
on“ an der Elbe vorzuziehen. Aber 
zum Positiven:
Eine linke Ideologie aus den 
USA bedroht unsere Meinungs-
freiheit
„Ein falsches Wort – Wie eine 
neue linke Ideologie aus Amerika 
unsere Meinungsfreiheit bedroht“, 
so heißt der aussagekräftige Titel 
des vorzustellenden Werkes. Da-
mit ist das Problemfeld schon mit 
an Deutlichkeit kaum zu übertref-
fender Klarheit umrissen, denn: 
Ein neuer Fundamentalismus 
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hat Amerika erfasst. Im Namen 
von Gerechtigkeit und Antiras-
sismus greift dort – und auch bei 
uns – eine Ideologie um sich, die 
Intoleranz und Hass erzeugt. In 
einst liberalen Medien kann ein 
falsches Wort Karrieren beenden. 
Hört, hört! Davon können gerade 
deutsche Konservative und Pa- 
trioten ein garstig Liedchen 
singen. An den Universitäten 
herrscht ein Klima der Angst, 
die Pfister mit vielen Beispielen 
ebenso belegt wie er auch Hin-
weise auf Unternehmen gibt, die 
Mitarbeiter feuern, die sich dem 
neuen Zeitgeist widersetzen.

„Illiberale Methoden des demo-
kratischen Lagers“

In vielen Porträts und Geschich-
ten beschreibt der Spiegel-Au-

tor diese neue politische Religion 
– und dokumentiert, warum die 
amerikanische Demokratie nicht 
nur von „rechts“, was immer das 
heißen mag, unter Druck kommt. 
Trefflich hebt Pfister im Vorwort 
hervor: „Dieses Buch ist nicht 
aus einer konservativen, sondern 
aus einer liberalen Perspektive 
geschrieben. Ich werde darlegen, 
warum sich das demokratische 
Lager selbst schadet, wenn es zu 
illiberalen Methoden greift. Ich 
halte es für verhängnisvoll, wenn 
nicht mehr das Gewicht eines 

Arguments zählt, sondern die 
Hautfarbe oder das Geschlecht 
einer Person, die es ausspricht. 
Ich glaube, dass nur die Demo-
kratiefeinde davon profitieren, 
wenn der offene Diskurs mit dem 
Vokabular der Empörung unter-
drückt wird; wenn Menschen das 
Gefühl bekommen, sie können 
nicht mehr ihre Meinung sagen, 
weil sie dann sofort abgestempelt 
werden: als Rassisten, als Quer-
denker, als Corona-Leugner, als 
Putin-Versteher.“

Zustimmung, Herr Kollege 
Pfister! Man könnte im Blick 

auf deutsche Konservative und 
Patrioten, auf AfD-Politiker und 
deren Wähler noch hinzufügen, 
dass die reflexhafte Stigmati-
sierung dieser Personengruppen 
als „Nazis, Rechtsextreme und 
Demokratiefeinde“ einer offenen 
Gesellschaft genauso unwürdig 
erscheint. Das Buch von René 
Pfister sollte also gelesen werden.

Bernd Kallina

René Pfister: „Ein falsches Wort 
– Wie eine neue linke Ideologie 
aus Amerika unsere Meinungs-
freiheit bedroht“, Deutsche 
Verlagsanstalt München 2022, 
254 Seiten, 22 Euro.


